
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 06.02.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 064/511 12 

Vorlage: 064/2024/0007 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Weinolsheim 19.02.2024 6 Öff.    

Gemeinderat Weinolsheim 12.03.2024 2 Öff.    

 
    

 
3. Teilfortschreibung des ROP 2014 für die Sachgebiete Siedlungsentwicklung (Gewerbe), 
Energieversorgung (Photovoltaik), Freiraumstruktur, Landwirtschaft, Zentrale Orte und 
Rohstoffsicherung in der Fassung der 2. Teilfortschreibung vom 19.04.2022; Anhörung- und 
Beteiligungsverfahren;  
hier: Beteiligung der Gemeinde/Stadt im Anhörungsverfahren gem. § 9 Abs. 2. Raumord-
nungsgesetz (ROG) 
 
Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Gemeinderat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 3. Teilfort-
schreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen – Nahe 2014 folgende 
Stellungnahme: 

 
Die Gemeinde begrüßt die Bereitstellung ausreichender Gewerbefläche für Gewerbe-
ansiedlungen in der Region. Die Ausweisung des Rhein-Selz-Parks als Vorrangbe-
reich für Gewerbe ist aufgrund der besonderen infrastrukturellen Lage und dem ko-
operierenden Mittelzentrum Nierstein mit den 71 ha Fläche sehr gut geeignet. 

 
Bei dem Vorhaltegebiet Photovoltaik im Bereich der Gemarkung Guntersblum mit der 
Kenn-Nr. 1 in der Gesamtgröße von 45 ha erhebt die Gemeinde/Stadt Bedenken zur 
Ausweisung der Fläche. 
Das Gebiet liegt im Bereich des Schutzgut Wasser. Die Sturzflutgefahrenkarte des 
Landes zeigt für einen kleineren Teilbereich in Guntersblum (Teilbereich 1) eine 
Überflutung an.  
Außerdem grenzt das Vorhaltegebiet Photovoltaik unmittelbar an die Schutzzone III 
des Wasserschutzgebietes UF Guntersblum. 
Beim Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt wird die Lückenschließung 
zwischen vorhandenen Siedlungsbändern im Bereich der Teilfläche 1 in Guntersblum 
mit Schwerpunkt im Bereich des Sessenbachs betroffen.  
Beim Schutzgut Landschaft muss beachtet werden, dass der Bereich Guntersblum im 
Regionalen Grünzug liegt. Außerdem sollten auch die Aspekte des Landschaftsbildes 
insbesondere als kulturhistorische Bedeutung berücksichtigt werden. 
Denn im Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter liegt die Fläche Gunters-
blum in der bedeutsamen historischen Kulturlandschaft „Oppenheimer Rheinniede-
rung“ und unterliegt dem Schutzgebiet „Rheinhessisches Rheingebiet“. 
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Die Teilfläche 1 in Guntersblum verläuft über längere Abschnitte entlang der Gebiets-
grenze und bilden Barrieren bei der Ein- und Anbindung der Schutzgebiete in ihr Um-
land. Im Hinblick auf die Bedeutung des Gebietes als Lebensraum und Vernetzungs-
element für andere Tierarten kann es zu Beeinträchtigungen kommen.  
Landwirtschaftliche Betriebe befinden sich in direkter Umgebung zum Vorhaltegebiet 
Photovoltaik. Dies führt zu Konfliktpotenzial, insbesondere bei der Ausarbeitung der 
Bauleitplanung. 
Insofern plädieren wir für die vorrangige Ausweisung von Photovoltaikanlagen auf be-
reits versiegelte Flächen. 

 
B) Der Gemeinderat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 3. Teilfort-

schreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen – Nahe 2014 folgende 
Hinweise und Bedenken vorzutragen. (Diese sind in der Sitzungsniederschrift aufzu-
nehmen) 

 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Ziel der 3. Teilfortschreibung des ROP 

Im Zuge der 3. Teilfortschreibung des ROP wird die besondere Funktion Gewerbe und die 
Funktion Energieversorgung, insbesondere die Freiflächen – Photovoltaik, gestärkt. Hierzu 
sind Anpassungen in den verschiedenen Bereichen des ROP notwendig. 
Folgende Ziele und Grundsätze sollen im Raumordnungsplan neu aufgenommen bzw. er-
gänzt werden. 

Beurteilung der Relevanz der geplanten 3. Änderung des ROP für die VG Rhein-Selz 

Z = Ziel 

G = Grund-
satz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

Z 16 

 

Der regionale Raumordnungsplan weist Gemeinden 
mit der besonderen Funktion Gewerbe aus, die auf-
grund ihrer Lage infrastruktureller Ausstattung und 
zentralörtlicher Funktion geeignet sind. 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen 
in der Verbands-

gemeinde 

Z 17 Darüber hinaus werden Wirtschaftsachsen definiert, 
die überregionale sowie regionale Bedeutung haben. 
Dies sind die Bereiche entlang der A60, A61, A 62 
und A 63 sowie entlang der B9 (zwischen Worms und 
Mainz) und der B 41 (zwischen Bad Kreuznach und 
der Anschlussstelle zur A 62) 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen 
in der Verbands-

gemeinde 

GN 17a Das bestehende Angebot an Gewerbe- und Industrie-
flächen soll vorrangig genutzt werden. 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen 
in der Verbands-

gemeinde 

G 18 Neuansiedlungen von Gewerbe-und Industriebetrie-
ben sowie Dienstleistungseinrichtungen sollen grund-
sätzlich an solchen Standorten konzentriert werden, 
die mit den Anforderungen der Freiraumsicherung in 
Einklang gebracht werden können und den Möglich-
keiten des Infrastrukturausbaus entsprechen. Dies 
sind die Standorte in den Gemeinden mit besonderer 
Funktion Gewerbe und die im regionalen Raumord-
nungsplan festgelegten Vorranggebieten Gewerbe. 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen 
in der Verbands-

gemeinde 

Z18 a Die Vorranggebiet für Gewerbe zeichnen sich durch 
eine hervorragenden Standortqualität aus. Sie dienen 
der Ansiedlung von groß- und mittelflächigen Indust-
rie- und Gewerbebetrieben, die nur in Industrie._ und 
Gewerbegebieten sowie Urbanen Gebieten zulässig 
sind. Diese Vorranggebiet für Gewerbe sind im regio-
nalen Raumordnungsplan zeichnerisch festgelegt. 
Einzelhandel, Vergnügungsstätten, Sport – und Frei-
zeitanlagen, Versammlungsstätten sowie Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwe-
cke sind an diesen Standorten nicht zulässig. Ausnah-
men gelten lediglich für Verkaufsstätten von Industrie- 
und Gewerbebetrieben im vorstehend genannten 
Sinne, die am Gewerbestandort Waren produzieren 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen 
in der Verbands-

gemeinde 
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Z = Ziel 

G = Grund-
satz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

(Werksverkauf). Bestandsnutzungen und vorhande-
nes Baurecht genießen weiterten Bestandsschutz. 

 

Z 18 b Die bauleitplanerischen Neuausweisung von Industrie- 
und Gewerbegebieten im Sinne der §§ 8 und 9 
BauNVO ist nur in den Gemeinden mit der Funktion 
Gewerbe und in den Vorranggebieten für Gewerbe zu-
lässig zur Verringerung der Neuinanspruchnahme von 
Freiraumflächen für Zwecke der Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenentwicklung. Gleiches gilt für Neuauswei-
sungen in Urbanen Gebieten mit sonstigen Gewerbe-
betrieben im Sinne des § 6a BauNVO einschließlich 
störender Handwerksbetriebe mit überörtlicher Ser-
vicefunktion. Zudem ist vor der Neuausweisung der 
zuvor genannten Baugebiete ein Nachweis gegenüber 
der Planungsgemeinschaft in Form einer begründeten 
Bestands- und Potenzialanalyse der Gewerbeflächen 
zu erbringen, dass keine geeigneten Brach- oder Kon-
versionsflächen oder bereits wirksam ausgewiesenen 
Gewerbeflächen verfügbar sind. 

 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen 
in der Verbands-

gemeinde 

Z 18 c Sofern im Rahmen einer Bestands- und Potenzialana-
lyse der Gewerbeflächen nachgewiesen wird, dass 
weder in den Gemeinden mit der besonderen Funk-
tion Gewerbe noch in den Vorranggebieten für Ge-
werbe geeignete Flächen verfügbar sind, ist eine Neu-
ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten und 
Urbanen Gebieten im oben genannten Sinne aus-
nahmsweise auch an anderer Stelle zulässig. Hierfür 
ist eine vertraglich abgestimmte, interkommunale Pla-
nung mit einer Gemeinde mit der besonderen Funk-
tion Gewerbe erforderlich, in der sich die kooperieren-
den Gemeinden über den Kosten-Nutzen-Ausgleich 
der Gewerbesteuereinnahmen vertraglich geeinigt ha-
ben. 

 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen 
in der Verbands-

gemeinde 

G 18 d Standorte für Industrie- und Gewerbebetriebe sollen 
bei Bedarf in Kooperation mit Nachbargemeinden auf 
der Grundlage einer interkommunal abgestimmten 
Ausweisung ent-wickelt werden um Synergie- und 
Clustereffekte und die damit verbundene reduzierte 
Flächenneuinanspruchnahme zu erreichen.  
 

Beeinflusst die 
Ansiedlung von 
Gewerbeflächen 
in der Verbands-

gemeinde 

G 18 e Die Gewerbeflächenentwicklung soll dazu auf kommu-
naler oder interkommunaler Ebene durch die Träger 
der Bauleitplanung aufgrund eines mit der Regional-
planung abgestimmten Gewerbeflächenkonzepts vor-
bereitet werden, das Bestandteil eines Flächenmana-
gements mit einer Gewerbeflächenbilanzierung ist.  
 

Gewerbeflächen-
konzepte für Ge-
werbeansiedlun-

gen einholen 
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Z = Ziel 

G = Grund-
satz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

G 18 f Gewerbeflächenreserven oder aufgrund eines kom-
munalen Gewerbeflächenkonzepts als geeignet ermit-
telte Standorte sollen im Interesse der Schonung der 
knappen Flächenressourcen bedarfsbezogen und im 
Fall der Verfügbarkeit mehrerer geeigneter Standorte 
aufgrund einer Prioritätsfestlegung entwickelt werden. 
  

Prioritätenfestle-
gungen für Ge-
werbeflächen  

G 18 g Auf Gewerbeflächenreserven in den Flächennut-
zungsplänen soll in Abstimmung mit der Planungsge-
meinschaft verzichtet werden, sobald feststeht, dass 
diese nicht mehr benötigt werden oder der Auswei-
sung als Baugebiet zum Zweck der Siedlungsentwick-
lung für gewerbliche, industrielle oder handwerkliche 
Zwecke tatsächliche oder rechtliche Hinderungs-
gründe entgegenstehen.  
 

Gewerbeflächen-
reserven im FNP 
streichen, sobald 
kein Bedarf mehr 

vorhanden ist, 
bzw. nicht um-
setzbar sind. 

G 19 Gemeinden, die nicht zu den Gemeinden mit der 
Funktion Gewerbe gehören und deren Gemeindege-
biet nicht innerhalb der Vorranggebiete Gewerbe lie-
gen, sind im Rahmen der Eigenentwicklung auf die 
Ansiedlung von Gewerbebetrieben durch Ausweisung 
von Baugebieten mit nicht bzw. nicht wesentlich stö-
renden Gewerbe- und Handwerksbetrieben im Sinne 
von §§ 2 bis 7 BauNVO beschränkt. Bei der planeri-
schen Neuausweisung von Baugebieten, in denen 
auch Gewerbebetriebe in diesem Sinne angesiedelt 
werden sollen, ist dem Vorrang der Entwicklung von 
Brachflächen und bereits ausgewiesenen Bestandsflä-
chen Rechnung zu tragen. Vor der Neuinanspruch-
nahme von Freiraumflächen zur Ausweisung von Bau-
gebieten für Gewerbe- und Handwerksbetriebe zur 
Deckung des Eigenentwicklungsbedarfs ist der ge-
werbliche Flächenbedarf zu ermitteln und schriftlich zu 
begründen, dass keine für die Neuausweisung der ge-
nannten Baugebiete geeignete Brach- oder Konversi-
onsflächen oder bereits wirksam ausgewiesene, aber 
bisher nicht entwickelte Gewerbeflächen verfügbar 
sind.  

 

Innenentwicklung 
vor Außenent-
wicklung! Ge-
werbliche Flä-

chenbedarf muss 
entwickelt wer-

den. 

Z 19 a Bei der planerischen Neuausweisung, der Änderung 
oder Erweiterung von städtebaulichen Plänen zur Ent-
wicklung von Gewerbe- und Handwerksflächen ist auf 
eine möglichst hohe Energieeffizienz und den Einsatz 
erneuerbarer Energien zu achten. Insbesondere die 
Installation von Photovoltaik auf Dächern und über 
Parkplatzflächen soll im Rahmen der städtebaulichen 
Planung vorgesehen werden.  
 

Erneuerbare 
Energien sind zu 

beachten.  

G 19 b Gewerbliche Bauflächen sollen flächensparend ge-
plant werden. Dabei soll eine mehrgeschossige Bau-
weise in der Weise angestrebt werden, dass Produk-

Flächensparende 
Ausweisung und 

Anschluss an 
ÖNV 
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Z = Ziel 

G = Grund-
satz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

tion und Verarbeitung so-wie Parkplätze und Stellflä-
chen auf mehreren Gebäudeebenen realisiert werden 
können. Bei der Neuausweisung, der Änderung oder 
Erweiterung von städtebaulichen Plänen zur Entwick-
lung von Gewerbe- und Handwerksflächen soll sicher-
gestellt werden, dass das Baugebiet mit den Ge-
werbe- und Handwerksflächen an den öffentlichen 
Nahverkehr angebunden ist.  
 

Z 53 a In den regionalen Grünzügen können bei Überlage-
rung mit den Vorbehaltsgebieten für die Photovolta-
iknutzung Freiflächen-Photovoltaikanlagen errichtet 
werden. 

 

Beeinflusst die 
Errichtung von 
Photovoltaikflä-

chen in der Land-
wirtschaft 

Z 83 a In Vorranggebieten für Landwirtschaft können bei 
Überlagerung mit den Vorbehaltsgebieten für die Pho-
tovoltaiknutzung innerhalb dieser Vorbehaltsgebiete 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen errichtet werden.  

 

Beeinflusst die 
Errichtung von 
Photovoltaikflä-

chen in der Land-
wirtschaft 

G 161 In der Region soll die Erschließung und die Nutzung 
erneuerbarer Energien, insbesondere Windkraft, Son-
nenenergie, Wasserkraft, Geothermie sowie Bio-
masse, verstärkt ausgebaut angestrebt werden. Den 
damit verbundenen Erfordernissen soll im Rahmen 
der städtebaulichen Planungen und der Infrastruk-
turfachplanungen Rechnung getragen werden. 

Betrifft die über-
geordneten Be-

hörden 

GN 162 a Die Verbandsgemeinden, verbandsfreien Gemeinden, 
großen kreisangehörigen und kreisfreien Städte sollen 
Klimaschutzkonzepte aufstellen, die insbesondere 
eine kommunale Wärmestrategie- und Energiepla-
nung beinhalten sollen. Dazu soll auch der Einsatz 
von effizienten Nahwärmenetzen wie zum Beispiel 
kalte Nahwärmenetze oder kompakte Mikronetze auf 
der Basis erneuerbarer Energiequellen und hier insbe-
sondere die Absicherung auf kommunaler Ebene ge-
prüft werden.  

 

Beeinflusst die 
Wärmeplanung 

der VG 

G 168 Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen flächenscho-
nend, insbesondere auf zivilen und militärischen Kon-
versionsflächen, entlang von linienförmigen Infrastruk-
turtrassen sowie auf ertragsschwachen, artenarmen 
oder vorbelasteten Acker- und Grünlandflächen errich-
tet werden. 

Beeinflusst die 
Errichtung von 
Photovoltaikflä-

chen in der Land-
wirtschaft 

Z 169 Die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen ist 
in der Kernzone und dem Rahmenbereich des UNE-
SCO-Welterbegebietes „Oberes Mittelrheintal“ ausge-
schlossen. 

Beeinflusst die 
Errichtung von 
Photovoltaikflä-

chen in der Land-
wirtschaft 

G 169 a 

 

Der regionale Raumordnungsplan weist Vorbehaltsge-
biete für die Photovoltaiknutzung, insbesondere ent-

Beeinflusst die 
Errichtung von 
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Z = Ziel 

G = Grund-
satz 

ROP 3. Teilfortschreibung 

geplant 

Relevanz für VG 

lang linienförmiger Infrastrukturtrassen und auf er-
tragsschwachen Böden, aus. Innerhalb dieser Vorbe-
haltsgebiete wird der Nutzung der Solarenergie zur 
Erzeugung von Strom gegenüber anderen konkurrie-
renden Nutzungen, insbesondere gegenüber der 
Landwirtschaft, ein besonders hohes Gewicht einge-
räumt. Die Träger der Bauleitplanung sollen die Ent-
wicklung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen inner-
halb der ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete konzent-
rieren und können diese räumlich weiter konkretisie-
ren. 

Photovoltaikflä-
chen in der Land-

wirtschaft 

Z 169 b Zum Schutz des Landschaftsbildes und zur Vermei-
dung lokalräumlich starker Eingriffe in die Landwirt-
schaft gilt für Freiflächen-Photovoltaikanlagen eine 
maximale Größe von 50 ha. Standorte, die weniger 
als 1 km voneinander entfernt sind, werden dabei als 
ein Standort betrachtet. 

Beeinflusst die 
Errichtung von 
Photovoltaikflä-

chen in der Land-
wirtschaft 

GN 169 c Durch ein regionales und landesweites Monitoring soll 
die Überplanung und Nutzung von Ackerflächen für 
den Bau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen beo-
bachtet werden. 

Betrifft die über-
geordneten Be-

hörden 

Z 169 d Soweit Agri-Photovoltaik-Freiflächenanlagen innerhalb 
von landwirtschaftlichen Vorranggebieten errichtet 
werden sollen, ist dies raumordnerisch mit einem Vor-
ranggebiet für Landwirtschaft nur vereinbar, wenn 
eine möglichst uneingeschränkte Landbewirtschaftung 
für die Dauer der auf maximal 40 Jahre begrenzten 
Agri-Photovoltaik-Nutzung durchführbar ist und eine 
Alternativprüfung innerhalb der jeweiligen Ortsge-
meinde erfolgt ist. In jedem Einzelfall ist ein landwirt-
schaftliches Nutzungskonzept seitens des Antragstel-
lers bei der Geschäftsstelle der Planungsgemein-
schaft vorzulegen, die hierzu eine Stellungnahme der 
Landwirtschaftskammer einholt. Dabei sind die Anfor-
derungen nach DIN SPEC 91434 (Stand: Mai 2021) 
zugrunde zu legen. Im Rahmen einer raumordneri-
schen Vereinbarung sind die Anforderungen an die 
Landbewirtschaftung, die zeitliche Nutzungsdauer, 
mögliche Verlängerungsoptionen und die Rückbauver-
pflichtung der Agri-Photovoltaik vertraglich festzule-
gen. 

Beeinflusst die 
Errichtung von 
Photovoltaikflä-

chen in der Land-
wirtschaft 

   

 
Eine Stellungnahme der Gemeinde zur 3. Teiländerung des Raumordnungsplanes ist bis 
zum 26.03.2024 bei der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe vorzulegen. 
 
Anlage: Alle Unterlagen sind ausschließlich im Ratsinformationssystem digital hinter-

legt. 
 01_Bekanntmachung 
 02_Gesamtkarte 
 03_Textteil 
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 04_Änderungsdokumentation 
 05_Steckbriefe 
 06_Potetialstudie Freiflächen-Photovoltaik 
 07_Strategische Umweltprüfung Gewerbeflächen 
 08_Strategische Umweltprüfung Photovoltaik 
 09_Unterrichtung Stellungnahmen 
 
 
 
 
 
  
 
 


